
diesen Irrtum werde die Rechtswidrigkeit seines Ver­
haltens allerdings nicht ausgeschlossen. Letzterem ist 
zuzustimmen. Das Bezirksgericht hat weiter ausgeführt, 
daß der Verklagte infolge des Irrtums fahrlässig ge­
handelt habe. Damit setzt es insoweit Irrtum und Ver­
schulden gleich. Dem kann nicht gefolgt werden. Der 
Irrtum kann entschuldbar, aber auch verschuldet sein. 
Für einen auf Fahrlässigkeit beruhenden Irrtum gibt 
das Bezirksgericht keine Begründung. Die gesamten 
Umstände des Sachverhalts bieten hierfür auch keine 
Anhaltspunkte. Von einem verschuldeten Irrtum kann 
deshalb nicht ausgegangen werden.
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt danach die Vor­
schrift des § 823 BGB, nach der eine Schadenersatzver­
pflichtung nicht nur rechtswidriges, sondern auch 
schuldhaftes Verhalten voraussetzt. Es war daher ge­
mäß § 11 Abs. 1 ÄEG i. V. m. entsprechender Anwen­
dung der §§ 564, 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO aufzuheben und 
die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Kreis­
gerichts als unbegründet zurückzuweisen.

Arbeitsrecht

§§ 24 ff. GBA; 18. Nachtrag zum Rahmenkollektivver­
trag für die Werktätigen der volkseigenen Betriebe des 
Maschinenbaues vom 29. Dezember 1967.
1. Bei einem Zusammenwirken in einem Arbeitskollek­
tiv mit unterschiedlichen Arbeitsaufgaben der einzelnen 
Mitglieder begründet die gelegentlich freiwillig erfolgte 
Übernahme einer anderen als der im Arbeitsvertrag 
vereinbarten Arbeitsaufgabe keinen Anspruch auf hö­
here Entlohnung.
2. Erweist es sich für einen Werktätigen aus objektiv 
gebotenen und letztlich auch im Interesse des Betriebes 
liegenden Gründen als notwendig, über die nach dem 
Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeitsaufgabe hinaus eine 
höher bewertete Tätigkeit auszuüben, so kann dies — 
je nach dem Umfang dieses Tätigwerdens — entweder 
einen Lohnanspruch nach der höher bewerteten Tätig­
keit oder einen solchen nach den §§ 24 ff. GBA recht- 
fertigen.
OG, Urteil vom 28. September 1973 - Za 16/73.

Der Kläger ist beim Verklagten als Wartungsingenieur 
an der EDVA R 300 beschäftigt. Er besitzt den Quali­
fikationsnachweis für die zentrale Einheit (ZE) dieses 
Gerätes. Entsprechend dem 18. Nachtrag des Rahmen­
kollektivvertrags für die Werktätigen der volkseigenen 
Betriebe des Maschinenbaues wird er nach der Gehalts­
gruppe 9 entlohnt.
In der Zeit vom 1. November 1970 bis 31. Dezember 1972 
war der Kläger zusammen mit zwei weiteren Fach­
kräften der Datenverarbeitung in einem anderen Be­
trieb zur Betreuung von drei EDVA R 300 eingesetzt. 
Einer der beiden anderen Kollegen erhielt Lohn nach 
der Gehaltsgruppe 10, weil er den Qualifikationsnach­
weis sowohl für die ZE als auch für die peripheren 
Anlagen (PE) der EDVA R 300 besitzt. Der Kläger 
führte bei Ausfall der Anlagen nicht nur Arbeiten an 
der ZE, sondern auch an der PE durch und forderte 
deshalb vom Verklagten, für den erwähnten Zeitraum 
nach der Gehaltsgruppe 10 vergütet zu werden.
Das Kreisgericht hatte der Klage stattgegeben. Auf den 
Einspruch (Berufung) des Verklagten hat das Bezirks­
gericht die kreisgerichtliche Entscheidung geändert und 
die Klage als unbegründet zurückgewiesen. Es führte 
aus, daß der Kläger entsprechend der im Arbeitsver­
trag vereinbarten Arbeitsaufgabe und nach seiner Qua­
lifikation richtig entlohnt worden sei. Er sei lediglich 
verpflichtet gewesen, Störungen an der ZE der EDVA

R 300 zu beheben. Ausfälle, die an der PE der EDVA 
R 300 aufgetreten seien, hätte hingegen der nach der 
Gehaltsgruppe 10 entlohnte Anlagentechniker beseitigen 
müssen. Demzufolge hätte für den Kläger keine Ver­
anlassung bestanden, Arbeiten zu verrichten, die nicht 
zu seinen eigentlichen Arbeitsaufgaben gehörten, wenn 
auch nicht verkannt werde, daß sich in der Praxis eine 
solche Unterteilung der einzelnen Tätigkeiten nicht 
immer verwirklichen lasse. Wenn je nach der gegebe­
nen Notwendigkeit die Mitglieder des Kollektivs sich 
gegenseitig bei der Behebung von Störungen geholfen 
und unterstützt hätten, so entspräche dies dem Grund­
satz der gegenseitigen Hilfe und Unterstützung. Ein 
Anspruch auf höhere Entlohnung ergäbe sich daraus 
jedoch nicht, da dem Kläger nicht ständig und eigen- 
vera- wörtlich eine nach der Gehaltsgruppe 10 zu ver­
gütende Tätigkeit übertragen worden sei.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieser Entscheidung beantragt. Er hat Verletzung des 
Gesetzes durch ungenügende Sachaufklärung gerügt. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus d e n G r ü n d e n :

Soweit das Bezirksgericht die Rechtsauffassung vertre­
ten hat, daß bei einem Zusammenwirken in einem 
Kollektiv, innerhalb dessen die einzelnen Mitglieder 
unterschiedliche Arbeitsaufgaben zu erfüllen haben, die 
durch einen Arbeitskollegen gelegentlich freiwillig er­
folgte und auf eigener Initiative beruhende Übernahme 
einer anderen als der im Arbeitsvertrag vereinbarten 
Arbeitsaufgabe keinen Anspruch auf eine höhere Ent­
lohnung begründe, ist dem in seiner allgemeinen Aus­
sage zuzustimmen. Es trifft zu, daß sich in einer sol­
chen kameradschaftlichen Zusammenarbeit der Kollek­
tivmitglieder untereinander ihre für sozialistische Pro­
duktionsverhältnisse typische Bereitschaft zur gegen­
seitigen Hilfe und Unterstützung äußert, die anerken­
nenswert ist, jedoch nicht zu einer grundsätzlichen Ver­
änderung der durch den Arbeitsvertrag begründeten 
Arbeitsaufgal^ und somit zu weitergehenden Lohn­
ansprüchen führt.
Auf das vorliegende Verfahren bezogen, wäre demnach 
der Anspruch des Klägers unbegründet, wenn eindeu­
tig feststünde, daß die an der PE der drei zu betreuen­
den EDVA R 300 jeweils auftretenden Mängel allein 
durch die dafür Verantwortlichen hätten behoben wer­
den können, ohne daß sich zusätzlich für den Kläger ein 
objektives Erfordernis der Mitarbeit, z. B. zur Vermei­
dung längerer Ausfallzeiten, ergab. Gerade eine solche 
eindeutige Feststellung läßt jedoch das Urteil des Be­
zirksgerichts vermissen. Ob es nämlich in der Praxis 
überhaupt möglich war, eine maximale Auslastung der 
drei zu betreuenden EDVA R 300 zu erreichen und da­
bei Stillstandszeiten weitestgehend auszuschließen, wenn 
nur ein Kollege mit der Beseitigung der an der PE 
auftretenden Mängel beauftragt war, erscheint schon 
im Hinblick auf die bisher hierzu erhobenen Beweise 
zweifelhaft.
Zweifel an der vom Bezirksgericht angenommenen 
Sachlage ergeben sich aber auch aus der bisher nicht 
weiter geklärten Behauptung des Klägers, wonach das 
an drei EDVA R 300 zu bewältigende Arbeitspensum 
das von drei Anlagentechnikem mit der Gehaltsstufe 10 
sei und daß gerade deshalb die Notwendigkeit bestan­
den hätte, dem Kunden für drei EDVA R 300 drei voll­
wertige Anlagentechniker zur Verfügung zu stellen. 
Sollte sich die Richtigkeit dieser Darstellung des Klä­
gers in einer noch durchzuführenden Beweisaufnahme 
ergeben, so wäre damit im Zusammenhang mit den be­
reits anderweit vorliegenden Beweisergebnissen die An­
nahme des Bezirksgerichts widerlegt, daß die Arbeiten 
des Klägers an den PE nur als eine gelegentliche Hilfe 
und Unterstützung eines anderen Arbeitskollegen ge-
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